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Reith: Neues Bürgschaftssystem heißt weniger Rechte für den Landtag und
weniger demokratische Kontrolle

Wirtschaftsministerium und Regierungsfraktionen zeigen kein Interesse an Kompromiss.

Der Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus des Landtags von Baden-Württemberg hat gestern
(Mittwoch) mit den Stimmen der Regierungsfraktionen Grüne und CDU ein neues Bürgschaftssystem des
Landes Baden-Württemberg beschlossen. Kernelement des neuen Systems ist eine Ausweitung der
Zuständigkeitsgrenze der L-Bank für Bürgschaften von fünf Millionen auf 15 Millionen Euro. Damit
werden zukünftig Bürgschaften bis zu dieser Höhe ohne Beteiligung des Landtags vergeben, der
Wirtschaftsausschuss muss erst noch höheren Bürgschaften zustimmen.

Niko Reith, wirtschaftspolitischer Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, kommentiert diese Entscheidung:

„Die Regierungsfraktionen Grüne und CDU haben gestern ohne Not dem Regierungsvorschlag
zugestimmt und damit widerstandslos Parlamentsrechte aufgegeben. Das Ergebnis ist weniger
Mitsprache für den Landtag und weniger demokratische Kontrolle der Landesregierung.

Das Grundanliegen des Wirtschaftsministeriums, dass Bürgschaftssystem von Baden-Württemberg zu
modernisieren und anzupassen, war plausibel und wird auch von uns geteilt. Dafür war aber nicht die
einseitige Aushöhlung von Parlamentsrechten notwendig: Der Ausschussvorsitzende hat zahlreiche
Vorschläge gemacht, wie ein schlankes Verfahren und eine höhere Zuständigkeitsgrenze mit den
Rechten des Landtags kombiniert werden können. Das Wirtschaftsministerium hat sich zu diesen
Vorschlägen bis heute aber nicht erklärt. Auch in der gestrigen Sitzung wurden eingebrachte
Kompromissvorschläge einfach von den Regierungsfraktionen ohne Not abgelehnt. Die
Regierungsfraktionen folgten stur dem Wirtschaftsministerium und zeigten kein Interesse an einer
Kompromisslösung.

Als Fazit bleibt festzuhalten: Sobald Grüne und CDU selbst an der Regierung sind, interessieren sie sich
wenig für die Rechte des Parlaments. Ihre Mehrheit wird knallhart eingesetzt und es wird durchregiert.
Eine Kompromisslösung in der Sache und Wahrung der Rechte des Parlaments scheint nicht mehr
geboten.“


